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Antwort 
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Katastrophenpläne bei Reaktorunfall 


Der Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit -RS II 2-515 21 1/8 -hat mit Schreiben vom 21, Juli 1986 die 
Kleine Anfrage namens der Bundesregierung wie folgt beant- 
wortet: 


1. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse vor, daß Strafgefangene 
in verstrahlten Gebieten der UdSSR zur Bewältigung der Folgen der 
Reaktorkatastrophe eingesetzt werden oder worden sind? 

2. Für wie wahrscheinlich hält die Bundesregierung eine ähnhche oder 
zumindest vergleichbare Kätastrophe wie in Tschernobyl in der 
Bundesrepubhk Deutschland? 

3. Wahrscheinhchkeitsgrade sagen nichts aus über den Zeitpunkt eines 
eintreffenden Unfalls. Hält die Bundesregierung angesichts dieses 
Tatbestands Katastrophenpläne bereit? 

4. Gibt es Katastrophenpläne, in denen nach einem Atomunfall die 
Zwangsverpflichtung von Menschen vorgesehen ist, um notwendige 
Maßnahmen wie nach der Katastrophe von Tschernobyl vorzu- 
nehmen? 

5. Ist der befohlene Einsatz von Angehörigen der Bundeswehr oder des 
Bundesgrenzschutzes (beispielsweise Piloten) in einem ähnUchen 
FaU, wie bei der Katastrophe von Tschernobyl, vorgesehen? 

6. Können - ähnlich wie in der UdSSR - zivile Experten zu einem für sie 
mit allerhöchstem Strahlenrisiko verbundenen Einsatz im Katastro- 
phenfall verpflichtet werden? 

7. Welche Maßnahmen sieht die Bundesregierung im Fall einer Ver- 
weigerung eines Einsatzes mit hohem Strahlenrisiko für 

— Angehörige der Bundeswehr, 

— Angehörige des Bundesgrenzschutzes, 

— zivüe Experten 

vor? 

8. Über wie viele Strahlenschutzanzüge verfügen Pohzei, Feuerwehr, 
Bundeswehr und Bundesgrenzschutz, um im Fall einer notwendigen 
Evakuierung diese zu organisieren? 
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Der Bundesregierung liegen keine Erkenntnisse vor, daß in der 
UdSSR Strafgefangene zur Bewältigung der Folgen des Reaktor- 
unfalls von Tschernobyl eingesetzt werden oder worden sind. 

Die nach dem Atomgesetz für die Genehmigung deutscher Kern- 
kraftwerke nach dem Stand von Wissenschaft und Technik erfor- 
derliche Vorsorge wird durch die Auslegung gegen die Ereignisse 
gewährleistet, die in der Leitlinie zu § 28 Abs. 3 der Strahlen- 
schutzverordmmg festgelegt sind. Dadurch wird sichergestellt, 
daß mit unfaUartigen Freisetzungen von Aktivitäten in diesen 
Fällen nicht zu rechnen ist. Ereignisse, die darüber hinausgehen, 
sind dem Restrisiko zuzurechnen. Für diese hypothetischen Fälle 
werden von den für den Katastrophenschutz zuständigen Länder- 
behörden Katastrophenschutzpläne aufgestellt. 

Pflichten von Helfern der Katastrophenschutzeinheiten imd Hüfs- 
pflichten der Bevölkerung bei Katastrophen einschließlich kern- 
technischer Katastrophen sind in den Gefahrenabwehr- und Kata- 
strophengesetzen der Länder geregelt. Die Katastrophenschutz- 
pläne der Länder enthalten auch bei kerntechnischen Notfällen 
keine besonderen Regelungen über Hüfspflichten der Bevölke- 
rung. 

Die für den Einsatz vorgesehenen Personengruppen aus Berufs- 
ständen imd freiwilligen Hilfsorganisationen sind entsprechend 
den Anforderungen ausgebüdet und mit den Auswirkungen ioni- 
sierender Strahlung vertraut. Für sie gelten die einschlägigen 
Einsatz- imd Dienstvorschriften der Bundesländer. Die darin ent- 
haltenen Richtwerte der Strahlenexposition orientieren sich an 
den in § 50 der Strahlenschutzverordnung genannten Körper- 
dosen. 

Bei besonders schweren Unglücksfällen können auch Einheiten 
und Dienststellen der Bundeswehr und des Bundesgrenzschutzes 
eingesetzt werden. Ihre Hüfeleistung müßte gemäß Artikel 35 des 
Grundgesetzes durch die zuständige Landesbehörde angefordert 
bzw. durch die Bundesregierung beschlossen werden. Der Einsatz 
erfolgt stets im Rahmen des Auftrags der zuständigen Landes- 
behörde und kommt nur in Betracht, wenn die Vorschriften des 
Strahlenschutzes eingehalten werden. 

Schutzanzüge stehen den Einsatzkräften zur Verfügung, um sie 
bei der Erkundung im unbekannten Gelände oder bei Dekontami- 
nationsarbeiten vor möglicher Kontanünation oder Inkorporation 
zu schützen; gegen Direktstrahlung bieten sie keinen Schutz. Die 
Schutzanzüge sind nicht zur Organisation von Evakuienmgen 
gedacht, da eine Evakuierung der Bevölkerung vor oder nach, 
lücht jedoch während des Durchzugs der Aktivitätswolke durch- 
geführt wird. 
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